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A B G E LT U N G S T E U E R

Am Fiskus vorbei
Auf Anleger, die in Anleihen inves-

tiert haben, kommen erhebliche
Steuernachforderungen zu. Betroffen
sind Besitzer von Anleihen, die ihre
Wertpapiere vor dem 1. Januar 2009
erworben und danach verkauft haben.
Sie bekommen ihren Zinsanteil für das
laufende Jahr gewöhnlich vom Käufer
erstattet. Auf diese sogenannten
 Stückzinsen entfällt nach der Rechts-
auffassung der Bundesregierung die
Abgeltungsteuer von 25 Prozent. Seit
Einführung dieser neuen Steuer zu
Jahresbeginn 2009 weigerten sich aber
sämtliche Banken, diesen Anteil an
 unterjährigen Zinseinnahmen ihrer
Kunden an die Finanzämter abzu -
führen. Sie beriefen sich auf eine
 unklare Gesetzesformulierung, die der
Großen Koalition bei Einführung der
Ab geltungsteuer unterlaufen war.
 Obwohl das Bundesfinanzministerium
die Angelegenheit schon in einem
Rundschreiben Ende 2009 klarstellte,
blieben die Kreditinstitute bei ihrer
Praxis. Eine endgültige Bereinigung
 erfolgt nun im Rahmen des Jahres -
steuergesetzes 2010. Das Bundes -
finanzministerium rechnet mit Steuer-
mehreinnahmen von 1,5 Milliarden
Euro. „Der Fall belegt, zu welchen
Problemen nachlässige Gesetzgebungs-
arbeit führen kann“, sagt der FDP-
 Finanzpolitiker Volker Wissing.

W E S T L B

Pikante Abwertung
Nach Ansicht der Europäischen 

Union hat die WestLB bei der Aus -
gliederung ihrer Bad Bank eine zusätz -
liche Beihilfe von 3,4 Milliarden Euro
vom Staat kassiert. Die EU-Kommis -
sion wirft der Düsseldor-
fer Bank vor, dass diese
bei der Übertragung der
Vermögenswerte in Höhe
von 77 Milliarden Euro
auf die Bad Bank zu
hohe Buchwerte ange-
setzt habe. Besonders
 pikant: Im bisher gehei-
men Gutachten des spa-
nischen EU-Wettbewerbs-
kommissars Joaquín
 Almunia wird unter an-
derem moniert, dass die
Anleihen der PIIGS-Staa-
ten Portugal, Irland, Ita-
lien, Griechenland und

Spanien von den Bankiers nicht genug
abgewertet worden seien. Der tatsäch-
liche Wert der PIIGS-Anleihen mit
 einem Nennwert von zehn Milliarden
Euro sei am Stichtag 30. April rund 
400 Millionen Euro niedriger gewesen.
Auch bei der Auslagerung von Kredit-
geschäften kalkuliert die EU-Kommis -
sion mit einer Milliarde Euro höheren

Abschlägen als die
WestLB. Die EU-Kom-
mission sei fünfmal so
streng vorgegangen wie
bei ihren europäischen
Stresstests für die Ban-
ken im Sommer, heißt es
bei der WestLB. Vergan-
gene Woche waren die
Fusionsverhandlungen
mit der BayernLB ge-
scheitert, weil die ver -
einigten Kreditinstitute
nach Ansicht der Bayern
keine Mindestrentabilität
von zehn Prozent hätten
erreichen können.
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den, will es sich die Branche nun laut
 „Lebensmittelzeitung“ ein bis zwei Mil-
lionen Euro kosten lassen, die „Produk -
tionsprozesse darzustellen“. „Wir lassen
nicht  länger zu, dass die viertgrößte Bran-
che Deutschlands mit 535000 Mitarbeitern
pauschal an den Pranger gestellt wird“, so
Horst. Besonders verbittert den BVE die
„oft populistische Reaktion“ der Politik.
Gegen den Widerstand der Industrie und
zur Freude der Verbraucherrechtsorgani-
sation Foodwatch plant Bundesverbrau-
cherministerin Ilse Aigner eine Internet-
plattform, auf der gegen falsche oder irre-
führende Lebensmittelkennzeichnungen
vorgegangen werden soll. 
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